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Institution Ort

Klinik Surlej Arosa
Alters- und Bürgerheim St. Martin Cazis
Heimzentrum Arche Nova Cazis
Psychiatrische Klinik Beverin Cazis
Altersheim Villa Sarona Chur
Alterssiedlung Im Bodmer Chur
Alterssiedlung Kantengut Chur
ARGO Stift. Bünd. Werkstätten und Wohnheime für Behinderte Chur
Bündn. Stiftung für Vorschulung cerebral gelähmter Kinder Chur
Bürgerheim Chur Chur
Evangelische Alterssiedlung Masans Chur
Hosang'sche Stiftung Plankis Chur
Kant. Frauenspital Fontana Chur
Klinik am Lürlibad Chur
Kreuzspital Chur
Rätisches Kantons- und Regionalspital Chur
Seniorenzentrum Rigahaus Chur Chur
Stiftung Schulheim Chur
Therapiehaus Fürstenwald Chur
Psychiatrische Klinik Waldhaus Chur
Verein Wohnen und Arbeiten für Menschen mit Körperbehinderungen Chur
Wohnheim der Stadtmission Chur
Heimzentrum Montalin Chur
Alters- und Pflegeheim Lindenhof Churwalden
Alters- und Pflegeheim Lumnezia Cumbel
Casa Sogn Giusep Cumpadials
Casa da vegls  Sontgaclau Curaglia
Alterszentrum Guggerbach Davos Platz
Spital- und Pflegeheim Davos Davos Platz
Casa Sogn Gions e Casa da tgira Sursassiala Disentis/Mustér
Alters- und Pflegeheim Casa Falveng Domat/Ems
Alters- und Pflegeheim Domleschg Fürstenaubruck
Casa Opera Mater Christi Grono
Clinica San Rocco Grono
Evangelisches Alters- und Pflegeheim  Ilanz Ilanz
Institut St. Joseph Ilanz
Regionalspital Surselva Ilanz
Alters- und Pflegeheim Neugut Landquart
Alters- und Pflegeheim Parc Vaz/Obervaz Lenzerheide/Lai
Alters- und Pflegeheim Bündner Herrschaft Maienfeld
Casa di Cura per Anziani del Circolo di Mesocco Mesocco
Casa Anziani Poschiavo
Ospedale San Sisto Poschiavo

Mitglieder H+S
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Ospedale Asilo della Bregaglia Promontogno
Giuvaulta Zentrum für Sonderpädagogik Rothenbrunnen
Heimzentrum Rothenbrunnen Rothenbrunnen
Casa di Cura Immacolata Roveredo
Wohn- und Beschäftigungsheim Casa Soldanella Rueras
Alters- und Pflegeheim Oberengadin Samedan
Kreisspital Oberengadin Samedan
Ufficina Protetta Samedan
Kreisspital Surses Savognin
Sonderschulheim Gott hilft Scharans
Stiftung Scalottas Scharans
Flury-Stiftung Schiers, Regionalspital, Alters- und Pflegeheim Prättigau Schiers
Dmura d'attempats Chasa Puntota Scuol
Ospidal d' Engiadina Bassa Scuol
Alters- und Pflegeheim Tgèsa s. Vigeli Sedrun
Rehabilitations-Zentrum Seewis Seewis Dorf
Klinik Gut St. Moritz
Ospidal Val Müstair Sta. Maria i.M.
Evangelisches Pflege- und Altersheim Thusis
Krankenhaus Thusis Thusis
Kinderheim Gott hilft ITrimmis
Casa Depuoz Trun
Alters- und Pflegeheim Casa s. Martin Trun
Alters- und Bürgerheim Casa Son Duno Vaz/Obervaz
Alters- und Pflegeheim Gott hilft Zizers
Privates Alterswohnheim Zizers
Sonderschulheim Gott hilft Zizers
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Aufbau und Struktur des vorliegenden
Jahresberichtes widerspiegeln die Ver-
bandsstrukturen. So hat in einem ersten
Teil die strategische Führung, nämlich der
Präsident und die Vizepräsidentin des Ver-
bandes Heime und Spitäler Graubünden
(H+S) das Wort. Anschliessend wird ein
Überblick über das Gesundheitswesen in
der Schweiz und in Graubünden gege-
ben. Dann stellen die Konferenzen von

H+S ihre Tätigkeit im Berichtsjahr dar. In
einem weiteren Teil wird stichwortartig
über die Hauptaktivitäten und über den
Stand der Arbeiten im Verband aus Sicht
der Geschäftsstelle informiert. Schliesslich
wird Rechenschaft über die finanzielle
Situation von H+S abgelegt. Den Ab-
schluss bildet sodann eine Übersicht über
die Organe des Verbandes. n

Jahresbericht als Spiegel
der Verbandsstruktur
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� Von Victor Peer, Präsident und
Ursina Valsecchi, Vizepräsidentin Verband
Heime und Spitäler Graubünden (H+S)

Fusionen, selbst wenn sie freiwillig
und mit guten Vorsätzen angegan-
gen werden, sind nicht ganz
harmlose Prozesse.

Den Rahmen sprengen, sich von vertrau-
ten Mustern lösen und eine neue zukunfts-
orientierte Identität schaffen, war auch
bei uns teilweise mit Befürchtungen ver-
bunden, hat uns aber auch motiviert und
Neugierde geweckt. Man darf durchaus
hohe Ziele setzen, muss sich aber bewus-
st sein, dass diese Ziele Schritt für Schritt
mit realistischen Zwischenzielen angegan-
gen werden müssen. Letztlich hängt es
auch bei guter Vorbereitung immer an
den Menschen, die sich im neuen Ge-
bilde finden müssen und gemeinsam die
Arbeit weiterführen.

Vereint stark sein
Ziel unseres gemeinsamen Auftretens ist
die Stärkung beider Verbände. Verhand-
lungspartner wie z.B. Krankenkassen,
Kanton usw. erfahren nur noch einen An-
sprechpartner. Bedürfnisse und Probleme
unserer Mitglieder gelangen über Fach-
konferenzen oder direkt an die Geschäfts-
stelle. Der Verband wird diese analysie-
ren und auf kantonaler Ebene koordinie-
ren und vertreten.

Positive Bilanz
Die Fusion ist sorgfältig vorbereitet wor-
den. Da im neuen Vorstand grossenteils
neue Leute Einsitz nahmen, galt es rasch
einen effizienten Arbeitsmodus zu finden.
Reto Nick als unermüdlicher Geschäfts-
führer hat es hervorragend verstanden mit
Wohlwollen und Geduld den Vorstand zu
informieren, auf Wichtiges hinzuweisen
und zu unterstützen.
Die einzelnen Vorsitzenden der Fach-

konferenzen waren zudem sofort durch
aktuelle Themen gefordert. In intensiver
Auseinandersetzung mit der Sache lernt
man sich am schnellsten kennen, die
beste Voraussetzung in kurzer Zeit zu
einem guten Team zu werden.

Fachkonferenzen/Geschäftsstelle
In erster Linie hängt es davon ab, wie
aktiv die einzelnen Fachkonferenzen ihre
Anliegen und Probleme aufnehmen und
ihre Anträge einbringen. Die Fachkonfe-
renzen und ERFA Gruppen sind die
Grundelemente des Verbandes. In den
Konferenzen zählen wir auf die einzelnen
Mitglieder. Konkret heisst es für uns, dass
wir auf aktive Mitglieder und deren Mit-
hilfe nach wie vor angewiesen sind. Die
Geschäftsstelle und die Vorsitzenden der
Fachkonferenzen vermögen nicht alle Ar-
beit zu bewältigen.

Die Tätigkeitsberichte zeigen die vielfälti-
gen und zunehmenden Aufgaben unseres
Verbandes. Die Geschäftsstelle stösst mit
dem vermehrten Aufwand an die budge-
tierten Grenzen. Eine Anpassung muss
diskutiert werden.

Weitere Fusionen
Auch in unserem näheren Umfeld werden
Fusionen geplant und vollzogen. Ein wich-
tiger Partner, der KBK, fusioniert auf
01.01.2002 mit santésuisse. Dr. iur. V.
Augustin wird als Leiter der Geschäfts-
stelle Graubünden weiterhin unser An-
sprechpartner bleiben.

Die Delegierten des Heimverbandes
Schweiz haben im Dezember beschlos-
sen, sich mit dem VCI zusammen zu tun.
Der Heimverband CH ist für uns eine
wichtige Anlaufstelle. So sind wir auf die
neuen Verbandsstrukturen gespannt. In
der vielfältigen Heimlandschaft ist es für
einen schweizerischen Verband nicht ein-
fach Strukturen zu finden, die allen �

Sich zusammentun, freiwillig,
mit positiver Haltung

Ursina Valsecchi

Victor Peer
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gerecht werden und doch nach aussen
eine starke Einheit zu bilden vermögen.

Fusionen bedeuten nicht mehr Handlungsspielraum
Sich vereinen kann mehr Stärke und
Sicherheit auslösen, andererseits gehen
Selbständigkeit und Eigenverantwortung
verloren. Nicht nur unsere beiden Ver-
bände haben fusioniert, sondern vermehrt
werden Spitäler gezwungen, enger zu-
sammen zu arbeiten, ja sich sogar zu
Gesellschaften zu finden. Solche Struk-
turen werden teilweise vom Markt be-
stimmt oder politisch auferlegt.

All diese Massnahmen versprechen den
Spitälern nicht unbedingt den ersehnten
Handlungsspielraum.

Bildungsstätte für Gesundheit und Soziales
Abschliessend möchten wir eine Fusion
erwähnen, die für unsere Spitäler und
Heime im Kanton von besonderer Be-
deutung ist.

Die Vorbereitungen für die Zusammen-
legung der Krankenpflegeschulen
BSG+K/IKS/BSP und BFS sind soweit fort-
geschritten, dass im Frühling 2002 das
neue Gesetz im Grossen Rat beraten wer-
den kann und im Herbst die Volksab-
stimmung vorgesehen ist. Die neue Bil-

dungsstätte für Gesundheit und Soziales
bildet für unseren Kanton eine wichtige
Grundlage, um attraktive Ausbildungen
anzubieten. So werden optimale Voraus-
setzungen geschaffen, um die bevorste-
hende Bildungsreform umsetzen zu kön-
nen und die Zusammenarbeit mit den Spi-
tälern und Heimen zu optimieren. Wie
wichtig es ist, bei uns genügend Personen
für die Ausbildung in den Pflege- und So-
zialberufen zu gewinnen, wurde uns in
diesem Jahr in unseren Institutionen dra-
stisch vor Augen geführt. So erlauben wir
uns, Sie um Ihre Unterstützung und In-
formation in der Öffentlichkeit zu bitten.

Dank
Nach einem intensiven Startjahr gilt es
allen Beteiligten den herzlichsten Dank
auszusprechen. Die Liste ist lang: unserem
engagierten Geschäftsführer Reto Nick
und seiner Frau Regula Nick-Etter, den
Vorsitzenden der Fachkonferenzen, den
Vertretern des Departements und des Ge-
sundheitsamtes, Vertretern von anderen
Verbänden und Organisationen und vor
allem allen unseren Mitgliedern. 

Die Fusion ist gelungen, arbeiten wir als
starker Partner mit an den anstehenden
Herausforderungen. n
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� Von Reto Nick
Geschäftsführer H+S Graubünden

Fünf Jahre nach Einführung des neuen
Krankenversicherungsgesetzes (KVG)
steckt das Gesundheitswesen in einer
Fortschrittsfalle. Einerseits entwickelt die
Medizin in atemberaubendem Tempo
immer neue und teurere Therapien. An-
dererseits wird «Gesundheit» noch mehr
zu einem Konsumgut. Zudem steigt die
Lebenserwartung. Damit findet eine Men-
genausweitung statt und die Kosten und
Prämien steigen weiter an. 

Im Jahr 2001 dominierten folgende The-
men das schweizerische Gesundheits- und
Sozialwesen:
n Volksabstimmung Denner-Initiative «für

tiefere Arzneimittelpreise»: Diese
wurde mit einem Nein-Stimmenanteil
von 69 Prozent abgelehnt.

n 4. IVG-Revision: Der Nationalrat hat
als Erstrat die 4. IVG-Revision behan-
delt.

n Bundesgesetz über die Gleichstellung
von Menschen mit Behinderungen
(BehiG): Der Ständerat hat als Erstrat
das BehiG beraten und ohne Gegen-
stimme verabschiedet. Im Grossen und
Ganzen hat der Ständerat die Vorlage
des Bundersrates übernommen.

n Zweite KVG-Revision: Der Ständerat
hat als Erstrat mit der zweiten KVG-
Revision begonnen. Hauptpunkte der
Reform sind: Einführung der monisti-
schen Finanzierung; die leistungsorien-
tierte Finanzierung an Stelle der Spital-
subventionierung sowie Aufhebung
des Kontrahierungszwangs.

n Anstellungsbedingungen
Pflegepersonal: Aufbruchstimmung in
der Pflege

n Einführung TarMed per 1.1.2003
beschlossen

n 11. AHV-Revision: Das Parlament hat
die Beratung der 11. AHV-Revsion auf-
genommen.

n Einführung der Leistungsorientierten
Medikamentenabgabe (LOA) per
1.7.2001

n Bundesgesetz über die berufliche
Vorsorge (BVG): Die parlamentarische
Beratung wurde aufgenommen.

n Reformen in der Bildungssystematik im
Gesundheitswesen.

Koloss Gesundheitswesen
Mit dem neuen Krankenversicherungsge-
setz fand im Jahre 1996 ein Systemwech-
sel statt: Das schweizerische Gesundheits-
wesen ist bildlich gesprochen vom Mittel-
klassewagen zur Luxuslimousine der
Sonderklasse umgebaut worden. Am
guten Willen, beim Systemwechsel etwas
besseres zu schaffen, fehlte es den Ma-
chern des KVG nicht. Auch die rasante
Entwicklung der letzten Jahre war kaum
abzusehen. Der Koloss Gesundheitswesen
ist derart komplex, dass er von nieman-
dem vollends durchschaut wird.

Was stört ist einzig die Tatsache, dass
man – sogar im Bundesrat – nicht wahr-
haben will, dass man einen Mercedes
nicht mit den Kosten eines Kleinwagens
betreiben kann. 

Systemfehler
Das Gesundheitswesen der Schweiz weist
einige Systemfehler auf. So teilen sich bei-
spielsweise die Kantone und die Kranken-
kassen die Betriebskosten nach verschie-
denen Philosophien. Sodann finanzieren
die Kantone Strukturen anstatt Leistungen.
Zudem herrscht Föderalismus in der Ko-
stenrückerstattung und in der Spitalpla-
nung. Ferner sind die Kopfprämien für �

Gesundheit und Soziales
Schweiz 2001

Reto Nick
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die Beitragszahlungen an die Krankenkas-
sen asozial. Schliesslich stellen die Hei-
lungskosten für die Krankenkassen eine
Ausgabe dar. Die Gesundheit sollte als
Investition für den Menschen, die Gesell-
schaft und die Wirtschaft betrachtet wer-
den und nicht als störender Kostenfaktor.

In diesem Spannungsfeld wurde auch die
zweite KVG-Revision durch die eidgenös-
sischen Räte in Angriff genommen.

Zweite KVG-Revison
Die zweite KVG-Revision war Ende 2001
immer noch im Gange. Folgende
Hauptpunkte stehen zur Diskussion:

n Der Ständerat beauftragt den Bundes-
rat, die Einführung der monistischen
Finanzierung innerhalb von fünf Jahren
vorzubereiten.

n An Stelle der Spitalsubventionierung
wird eine leistungsorientierte Finan-
zierung vorgeschlagen.

n Die Kassen wer-
den nicht mehr
verpflichtet, mit
allen Leistungs-
erbringern des
ambulanten Be-
reichs Verträge
abzuschliessen
(Auflösung des
sogenannten
Kontrahierungszwangs).

n Das Prinzip der Kostendeckung (Insti-
tuts- oder Objektfinanzierung) wird
abgelöst durch das Prinzip der Lei-
stungsfinanzierung.

n Der Begriff der Allgemeinabteilung
eines Spitals entfällt. Die Planungs-
pflicht erstreckt sich auf alle Abteilun-

gen.

n Der Versicherte könnte nur noch zwi-
schen den auf der Liste seines Wohnort-
kantons aufgeführten Spitälern wählen.

Aufbruchstimmung in der Pflege
Die Schweiz muss ungefähr 25 Prozent
des jährlich benötigten ausgebildeten
Personals aus dem Ausland rekrutieren.
Überlastung, Stress am Arbeitsplatz, zu
wenig Anerkennung und Unterbezahlung
führen zu Kundgebungen und Streiks in
verschiedenen Kantonen. Das Pflege-
personal ist mit den Arbeitsbedingungen
nicht zufrieden und fordert Lohnanpassun-
gen, Anerkennung und bessere Arbeits-
bedingungen. Diverse Kantone – so auch
Graubünden – reagieren mit kurzfristigen
Massnahmen in Form von Lohnerhöhun-
gen und initialisieren langfristige Pro-
gramme zur Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen. n

Bundesvorlagen Eidg. Resultate Kant. Resultate
Ja Nein Ja Nein

Initiative «für eine gesicherte AHV – 
Energie statt Arbeit besteuern» vom 2.12.2001 398’149 1’341’496 9225 32’212

Volksinitiative für tiefere Arzneimittel-
Preise (Denner-Initiative) vom 4.3.2001 791’589 1’774’129 20’179 40’910
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� Von Reto Nick
Geschäftsführer H+S Graubünden

Das Gesundheitswesen in Graubünden
wird durch die eidgenössischen Akteure
nachhaltig beeinflusst. Bundesparlament,
Bundesrat, der Preisüberwacher, das
Bundesamt für Sozialversicherungen und
die Verbände auf Bundesebene geben
den Takt an. Der Spielraum auf kantona-
ler Ebene ist trotzdem durchaus vorhan-
den. Was behindert, sind die zeitlichen
Abhängigkeiten vom «eidgenössischen
System». 

Im Jahr 2001 dominierten folgende The-
men das bündnerische Gesundheits- und
Sozialwesen:
n Deutliche Annahme der Teilrevision

des Krankenpflegegesetzes betreffend
Heimfinanzierung (4.3.2001)

n Annahme des Organisationsgesetzes
für die psychiatrischen Dienste und
Wohnheime des Kantons Graubünden
mit einem JA-Stimmen-Anteil von 79
Prozent (10.6.2001)

n Anstellungsbedingungen Pflegepersonal

n Initiative Prämienverbilligung und Revi-
sion Gesetz über die Krankenversiche-
rung und die Prämienverbilligung

n Gesetz über Ausbildungsstätten im Ge-
sundheits- und Sozialwesen: Vernehm-
lassung 

n Pendent: Spitalfinanzierung, Spitex-
finanzierung

n Teilrevision der Verordnung über die
Kantonale Pensionskasse Graubünden:
Der Grosse Rat des Kantons Graubün-
den hat diese Verordnung verabschie-
det, welche unter anderem den Primat-
wechsel und die Ausfinanzierung der
Pensionskasse beinhaltet.

Arbeitsplatz «Spital und Heim Graubünden»
Graubünden verfügt über ein auch im na-
tionalen Vergleich gut entwickeltes und im
kantonalen Vergleich günstiges Gesund-
heitswesen. So steht der Zugang zu den
Leistungen allen Bevölkerungsschichten
unabhängig von Herkunft und Einkommen
offen.

In Graubünden werden 22 Kliniken und
Akutspitäler, zwei Psychiatrische Kliniken,
drei Rehabilitationszentren, 49 Alters- und
Pflegeheime, 34 Kinder-, Jugend- und Be-
hindertenheime sowie drei Kurhäuser be-
trieben – insgesamt 110 sogenannte sta-
tionäre Betriebe des Gesundheits- und
Sozialwesens. Diese betreiben rund 4100
Betten. Allein die 41 subventionierten Spi-
täler, Kliniken und Heime verfügen über
3000 Vollzeitstellen, die auch zahlreichen
Teilzeitbeschäftigten Arbeit bieten. Eine
Diplomarbeit über ein Alters- und Pflege-
heim im Domleschg hat die hohe volks-
wirtschaftliche Bedeutung der Heime, Spi-
täler und Kliniken aufgezeigt.

Paradigmawechsel bei der Heimfinanzierung
Heute werden in den Alters- und Pflege-
heimen die Taxen einkommens- und ver-
mögensabhängig festgelegt. Dieses Sy-
stem ist in der Schweiz einmalig. Es wi-
derspricht dem Grundsatz, dass eine
Zahlung der Leistung entsprechen soll.
Mit einer Teilrevision des Krankenpflege-
gesetzes ist die Heimfinanzierung auf den
1. Januar 2002 radikal umgebaut wor-
den, indem die Defizitsubventionierung
abgeschafft wurde. Bei dem neu vorgese-
henen Finanzierungsmodell werden die
Tagestaxen einkommens- und vermögens-
unabhängig festgelegt. Einerseits erheben
die Heime kostendeckende Tarife.
Andererseits legt der Kanton abgestufte
Maximaltarife fest. Diese müssen so be-
messen sein, dass sie von Ergänzungs-
leistungs-Bezügerinnen und – Bezügern
grundsätzlich über die Einnahmen aus �

Gesundheit und Soziales
Graubünden 2001
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der AHV, der EL, der Hilflosenentschädi-
gung und des Beitrages der Krankenkas-
sen finanziert werden können. Diese bei-
den Anforderungen gleichen einem Spa-
gat. Die Umsetzung bedeutet für alle Be-
teiligten, das heisst für die Bewohnerin-
nen und Bewohner, für den Kanton und
für die Heime Neuland. So muss das Jahr
2002 als Versuchsjahr angesehen wer-
den, in welchem das neue Finanzierungs-
system – sofern notwendig – ausprobiert
und optimiert wird. n

Kantonale Vorlagen Ja Nein

Organisationsgesetz der kantonalen
psychiatrischen Dienste und Wohnheime für
psychisch behinderte Menschen (10.6.2001) 34870 9253

Teilrevision Krankenpflegegesetz (4.3.2001) 48130 6862
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� Von Victor Peer, Präsident Verband Heime und
Spitäler Graubünden

Die Komplexität des heutigen Gesund-
heitswesens verlangt von den Trägerschaf-
ten eine klare strategische Führung mit
einer sauberen Trennung zwischen Politik
und operativer Führung.

Betrachtet man die heutigen Ziele und
Aufgaben der Präsidentenkonferenz unse-
res Verbandes, so sind wir auf dem richti-
gen Weg. Die Konferenz orientiert sich
über laufende Geschäfte, nimmt bei Ver-
nehmlassungen Stellung und berät den
Verband in politischen Fragen und Auf-
gaben. Die Konferenz tagte am 10. Mai
dieses Jahres und die nachfolgenden Titel
umschreiben die wichtigsten Ereignisse
und Geschäfte.

Aus S+H wird H+S 
Seit dem 1. Januar dieses Jahres besteht
der Verband Heime und Spitäler Grau-
bünden. Er entstand aus einer Fusion zwi-
schen dem Verband Spitäler und Heime
Graubünden und der Sektion Heimver-
band unseres Kantons. 
Die Präsidenten wurden durch unseren
versierten Geschäftsführer über die Struk-
turen, die Organisation sowie die Auf-
gaben unseres Verbandes orientiert. Es ist
richtig, wenn der Vorstand ein Jahr nach
der Fusion das Ganze kritisch analysiert
und wo Korrekturen nötig sind, diese der
Mitgliederversammlung unterbreitet. Nur
so wird unser Verband mit der Zeit die
richtige Form erhalten.

H+S im Internet
Seit diesem Sommer hat unser Verband
einen Internet-Auftritt. Dank unserem Vor-
standsmitglied Marco Oesch war es mög-
lich, eine für uns sehr kostengünstige,
praktische und gut funktionierende Lösung
zu finden. Ihm sei an dieser Stelle noch-
mals unser Dank ausgesprochen.

Ombudsstelle für Spitex, Alters- und Pflegeheime
Die Alters- und Pflegeheime sind gemäss
Krankenpflegegesetz verpflichtet, eine
Ombudsperson zu bestimmen. H+S konn-
te mit anderen Organisationen und dem
Kanton die Planung dieser Stelle vorneh-
men. Am 7. März wurde der Verein, der
Träger der Ombudsstelle ist, gegründet.
Heute ist die Ombudsstelle eingerichtet
und für jedermann zugänglich.

Marktzulage wurde ausbezahlt
Die Präsidentenkonferenz konnte im Mai
zur Kenntnis nehmen, dass auf Initiative
von H+S eine Arbeitsgruppe gebildet
wurde, welche die Anstellungs- und Lohn-
bedingungen des Pflegepersonals im Kan-
ton Graubünden untersucht. Diese Arbeits-
gruppe hat im April einen Bericht zuhan-
den der Regierung eingereicht. Als Sofort-
massnahme, wie von der Arbeitsgruppe
unter anderem vorgeschlagen, hat die
Regierung beschlossen, eine Marktzulage
auszuzahlen. Die Abgrenzung der Aus-
zahlung wurde nicht überall verstanden.
Es ist aber anzunehmen, dass sich die
Regierung mit der Auszahlung der Markt-
zulage als Sofortmassnahme der Situation
bewusst ist und die Anliegen weiter über-
prüfen wird.

Die Trägerschaftspräsidenten wurden des
Weiteren über verschiedene Geschäfte des
Verbandes durch unseren Geschäftsführer
bestens orientiert. Gespannt warten wir
erstens auf die Resultate der Arbeitsgruppe
RACLA, welche die Entschädigung der
Chef- und leitenden Ärzte untersucht, sowie
auch auf die Einführung von TarMed.

Da die Präsidenten sich nicht mit Themen
der strategischen Führung befassen muss-
ten, galt die erste vom neuen Verband
einberufene Konferenz mehr einer allge-
meinen Orientierung. n

Präsidentenkonferenz
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� Josua Thöny,
Präsident Spitaldirektorenkonferenz

Durch den Wegzug von Markus Gautschi,
ehmaliger Spitaldirektor Spital Davos, ins
Unterland wurde eine Neubesetzung des
Vorsitzes der Direktorenkonferenz per En-
de 2000 notwendig. Die Direktorenkon-
ferenz wählte Josua Thöny, Spitaldirektor
in Schiers, in diese Funktion. 

Wir danken Markus Gautschi ganz herz-
lich für die ausgezeichnete und engagier-
te Tätigkeit als Vorsitzender der Direkto-
renkonferenz und wünscht ihm im neuen
Wirkungskreis im Spital Zimmerberg in
Horgen viel Befriedigung.

Vertragsverhandlungen Allgemeine Abteilung
Die Vertragsverhandlung mit den Kran-
kenversicherern mit dem Ziel, Entschädi-
gungstarife für die Behandlung von allge-
mein versicherten Patienten in den Bünd-
ner Spitälern abzuschliessen, bildete eine
der Haupttätigkeiten im abgelaufenen
Jahr. Mit den Verhandlungen wurde die
Umstellung von der Tagespauschale auf
die abteilungsbezogene Fallpauschale
angestrebt. Trotz intensiven Verhandlungen
konnte keine Einigung erzielt werden, so
dass diese scheiterten und die Regierung
des Kantons Graubünden ein weiteres
Mal die Taxen hoheitlich festlegen muss.

Das Verhandlungsprozedere mit den
Krankenversicherern ist zu überdenken. Es
macht wenig Sinn, mit umfangreichen Ver-
handlungen Modelle zu entwickeln, wenn
die Resultate der Modellrechnungen von
den Krankenversicherern nicht einmal im
Ansatz akzeptiert werden. Der langwieri-
ge Weg ist dann vorgezeichnet: Die Re-
gierung legt die Tarife hoheitlich fest und
die Krankenkassen rekurrieren beim Bun-
desrat.

Anstellungsbedingungen für
Chef- und Leitende Ärzte
Die Mitarbeit in der Arbeitsgruppe für die
Erarbeitung neuer Anstellungsbedingun-
gen für die Chef- und Leitenden Ärzte in
den Bündner Spitälern bildete einen wei-
teren Schwerpunkt unserer Tätigkeit. Das
Ziel, neue Anstellungsbedingungen für
Chef- und Leitende Ärzte zu schaffen,
rückte näher, so dass die Arbeiten der
Arbeitsgruppe im Jahr 2002 abgeschlos-
sen werden können.�

Spitaldirektorenkonferenz

Josua Thöny

Spitaldirektorenkonferenz in St. Antönien

Spitaldirektorenkonferenz in St. Antönien
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Anstellungsbedingungen für
Oberärzte und Assistenzärzte
Mitglieder der Direktorenkonferenz haben
aktiv an der Ausarbeitung neuer und der
heutigen Zeit angepassten Anstellungsbe-
dingungen für Oberärzte und Assistenz-

ärzte mitgearbeitet. Das Ziel, neue An-
stellungsbedingungen noch im Jahre
2001 zu erarbeiten, konnte erreicht wer-
den, so dass die neuen Verträge mit den
Oberärzten und Assistenzärzten per 1.
April 2002 umgesetzt werden können.
Auf Grund der neuen Verträge wird die
Höchstarbeitszeit der Ober- und Assistenz-
ärzte schrittweise von 54 auf 50
Wochenstunden reduziert.

Dank
Ich danke den Mitgliedern der Direktoren-
konferenz für die engagierte Mitarbeit in
den zahlreichen Arbeits- und Projektgrup-
pen, denn ohne diese Mitarbeit könnte
die Arbeit des Verbandes nicht derart
effektiv gestaltet werden. Einen ganz
herzlichen Dank möchte ich unserem
Geschäftsführer Reto Nick und seiner Frau
für die sehr angenehme und engagierte
Zusammenarbeit aussprechen. n

Impressionen der Landsitzung 2001 der Spitaldirektoren in St. Antönien/Partnun
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� Von Dr. Markus Furrer, Präsident
Spitalärztekonferenz

Mehr geleistet – schlecht abgegolten
Auf der Grossbaustelle Gesundheitswesen
haben sich im vergangenen Jahr in unse-
rem Bereich zwei markante Trends erken-
nen lassen, welche hier aus zahlreichen
anderen Entwicklungen und Teilprojekten
herausgegriffen seien. Zum ersten stellen
wir fest, dass in den Spitälern immer
mehr und meist bessere Leistungen pro
Zeiteinheit erbracht werden. Dies schlägt
sich beispielsweise in der Umverteilung
von den traditionell stationär zu mehr
ambulant erbrachten Leistungen nieder.
Weiter ist auch in den meisten Akutab-
teilungen die durchschnittliche Aufenthalts-
dauer weiter gesenkt worden. Der Man-
gel an Pflegepersonal hat diesen Prozess
noch katalisiert. Wegen der dadurch
mancherorts reduziert betriebenen Bet-
tenzahl sind die Patienten noch früher
nach der Primärbehandlung entlassen
worden, um dadurch auf dem Gang oder
auf der Notfallstation bereits wartenden
Neuankömmlingen Platz zu machen. 

Das bestehende Abgeltungsssystem ver-
mag diese Effizienzsteigerung definitiv
nicht adäquat zu erfassen und wirkt
dadurch letztlich demotivierend für alle
Leistungserbringer im Spital: Wenn im sta-
tionären Bereich vor allem Pflegetage und
Spitaleintritte den Spitälern entschädigt
werden, hat man früher von falschen spi-
talökonomischen Anreizen gesprochen.
Heute gibt es hier mancherorts bei einer
vollen Auslastung gar keinen Handlungs-
spielraum mehr und die trotz kleinerer
Bettenanzahl erkrampfte gesamthafte Lei-
stungssteigerung des Personals am Limit
des Zumutbaren wird schlicht nicht mehr
honoriert und führt bei Quervergleichen
zu Ungerechtigkeiten.

Reglementierung der spitalärztlichen Tätigkeit
Im Rahmen des zweiten festgestellten Bau-
stellen-Trends, nämlich der verbesserten
Reglementierung der spitalärztlichen Tä-
tigkeit, konnte ein Neubau bezogen wer-
den und an einem grösseren Projekt wird
noch intensiv gearbeitet. Assistenz- und
Oberärzte haben neue Arbeitsverträge
erhalten, welche insbesondere längerfri-
stig die maximale wöchentliche Arbeits-
zeit auf 50 Stunden limitiert. Bei den
Chef- und Leitenden Ärzten sucht eine
vom Sanitätsdepartement eingesetzte
Arbeitsgruppe intensiv nach einem moder-
nen und möglichst gerechten Abgeltungs-
system für Kaderärzte. Es ist selbstver-
ständlich zu begrüssen, dass vor allem
unsere Kollegen in Weiterbildung eine
Arbeitszeitregelung erhalten, welche
ihnen nebst der beruflichen Weiterent-
wicklung auch ein erfülltes und zum Aus-
gleich verhelfendes Privatleben ermög-
licht. Trotz allem dürfen aber Qualitäts-
überlegungen nicht nur aus Sicht des ein-
zelnen Arztes angestellt werden. Rund um
den Patienten arbeitet ein ganzes Team
von Ärzten und Pflegenden rund um die
Uhr. Wir werden mit diesen neuen An-
stellungsbedingungen mit einer zeitlich
limitierten individuellen ärztlichen Präsenz
im Spital den Beweis erbringen müssen,
dass sowohl aus Sicht des Patienten wie
auch aus Sicht der gesamthaft erbrachten
Leistung Qualität und Sicherheit minde-
stens gewährleistet bleibt.

Teambildung heisst gemeinsame Ziele verfolgen
Zum Schluss sei, ausgehend vom Rück-
blick, auch ein Ausblick in den wohl
wichtigsten Teilbereich des Gesundheits-
wesen gewagt: Im vergangenen Jahr ist
bei der Vorstellung neuer Berufsbilder und
Ausbildungskonzepte viel über Aufgaben-
teilungen unter den verschiedenen Berufs-
gruppen in den Spitälern und Heimen dis-
kutiert worden. Nebst der unbestrittenen�

Spitalärztekonferenz 

PD Dr. Markus Furrer
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Notwendigkeit solcher Abgrenzungen im
Tun sollten wir aber in Zukunft wohl noch-
mals grundsätzlich über die Bücher gehen
und gemeinsame Zielsetzungen im Dien-
ste unserer Patienten deklarieren. Nur mit
klaren und allseits getragenen Zielsetzun-
gen lassen sich auch im Gesundheitswe-
sen in allen Bereichen Akteure finden,
welche sich durch spezielle Fähigkeiten
im Team rund um den Patienten auszeich-
nen. Setzen wir unsere ganze Energie zur
Realisierung dieser wohl wichtigsten Har-
monisierung verschiedener Baustile auf
der Grossbaustelle Gesundheitswesen ein,
damit sich zukünftig Patienten und Perso-
nal in den neuen Gebäulichkeiten wohl
fühlen! n
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� Von Marco Oesch, Präsident Fachkonferenz
Institutionen erwachsene Behinderte

Veränderungen begünstigen nur den, der
darauf vorbereitet ist.

Louis Pasteur (1822–1895) 

In dieser Situation stehen in der Schweiz
beinahe alle Institutionen, welche in der
Betreuung von behinderten Menschen tä-
tig sind. 

Geschützte Werkstätten; Leistungsverträge mit
dem BSV
Das Bundesamt für Sozialversicherungen
(BSV) hat sich zum Ziel gesetzt, in den
nächsten Jahren mit allen Beschäftigungs-
stätten im Behindertenbereich sogenannte
Leistungsverträge abzuschliessen. Das
heisst, dass jede Institution, falls sie wei-
terhin Bundesbeiträge erhalten will, ge-
wissen Vorgaben aufgrund der 21 BSV-
Normen erfüllen muss. Einige Bündner
«Betriebe» konnten bereits erste Erfahrun-
gen sammeln. Das Hauptfazit ist, dass
der Kanton Graubünden, aufgrund des
Kantonalen Behindertengesetztes, definitiv
ein höheres Restdefizit zu tragen hat.
Einerseits werden die Reallohnerhöhun-
gen gemäss kantonaler Lohngesetzge-
bung (Stufensprung) nicht mehr angerech-
net und andererseits kürzt das BSV die
Beiträge, wenn ein Betrieb die geforder-
ten SOLL-Arbeitsstunden nicht erreicht. 
Gemeinsam sind nun die Vertreter des
Kantons und der Institutionen gefordert,
Lösungen zu finden, wie die Betriebe aus-
gelastet werden können. Die Problematik
wird sich zudem in den nächsten Jahren
noch verschärfen, da die heutige Klientel,
nämlich die Menschen mit einer geistigen
Behinderung, infolge Fortschritten in der
Medizin, nicht mehr in der Anzahl auftre-
ten, wie es noch vor zwanzig Jahren der
Fall gewesen ist. 

Wohnheime; Leistungsauftrag mit dem Kanton
Graubünden
Der Kanton Graubünden hat im vergan-
genen Jahr mit den Institutionen, welche
Wohnheime für erwachsene Behinderte
betreiben, Leistungsaufträge abgeschlos-
sen. 

Entgegen den Leistungsverträgen mit dem
BSV bei den Beschäftigungsstätten, sind
diese nicht mit etwaigen Kürzungen von
Beiträgen gekoppelt. Ziel ist es, dass ent-
sprechend definierte Leistungen erbracht
werden. Zur Zeit leistet der Kanton noch
keine Beiträge an die Defizite der Wohn-
heime. Gemäss heutiger Praxis werden
die Defizite vom BSV subventioniert.

Konferenz «Institutionen erwachsene Behinderte» 
Im Frühjahr 2001 wurde die Konferenz
«Institutionen erwachsene Behinderte» aus
dem «Dornröschenschlaf» geweckt. In Zu-
kunft wird dieses Gremium die Verbin-
dungsstelle zwischen dem Kanton und
den Behinderteninstitutionen darstellen.
Dadurch soll automatisch der Informa-
tionsaustausch und eine Koordination von
Entscheiden verbessert werden. Die ersten
Schritte in die richtige Richtung sind ge-
tan, jetzt müssen die neuen Verantwortli-
chen auf dem erstellten Fundament weiter-
bauen. n

Das Beginnen wird nicht belohnt, einzig
und allein das Durchhalten.

Katharina von Siena (1347–1380)

Fachkonferenz Institutionen erwach-
sene Behinderte

Marco Oesch



S e i t e 1 9

H
E

IM
E

+
SP

IT
Ä

LE
R

G
R

A
U

B
Ü

N
D

E
N

� Von Hubert Kempter, Präsident Fachkonferenz
Kinder und Jugendliche

Die Kommission Sonderschulheimleiterin-
nen und -leiter hat sich im Jahr 2001 an
vier Sitzungen getroffen. Nebst dem in-
formellen Austausch unter den Leiterinnen
und Leitern konnten auch wichtige Sach-
themen im vergangenen Jahr behandelt
werden. Der Qualitätsgedanke ist auch
Thema in den Sonderschulheimen, was
gezwungenermassen Veränderungen mit
sich bringt. Der mögliche neue Finanz-
ausgleich (NFA) auf Bundesebene ist eine
weitere Baustelle im Sonderschulbereich.
Sollte der NFA kommen, fällt die Son-
derschulverantwortung ganz in den Auf-
gabenbereich der Kantone, was grosse
Anpassungen zur Folge haben würde.

Zuwenig Sonderschulplätze
Die Nachfrage nach Sonderschulplätzen
für Kinder mit Verhaltensauffälligkeiten
und bei Kindern mit einer geistigen Be-
hinderung ist in den vergangenen Jahren
stark gestiegen. Um möglichst allen Kin-
dern im Kanton einen geeigneten Schul-
platz anbieten zu können, wurden die
einweisenden Stellen zu zwei Sitzungen
gebeten. Ziel der Besprechungen mit dem
Leiter des Heilpädagogischen Dienstes
(Robert Ambühl) und dem Schulpsycho-
logischen Dienst (Claudio Godenzi) war
es, nebst dem persönlichen Austausch
und der Vorstellung des jeweiligen
Dienstes, ein mögliches einheitliches und
sich an bestimmte zeitliche Fristen halten-
des Eintrittsverfahren festzulegen, dass
den Heimen eine frühzeitige Planung
ermöglicht und gleichzeitig den Bedürf-
nissen der einweisenden Stellen Rechnung
trägt. Ein schwieriges Unterfangen. Möch-
ten die Heime möglichst schon im Januar
wissen, welche Kinder in welche Schule
kommen, sehen sich die Fachstellen teil-
weise ausserstande, diese Fristen ein-

zuhalten. Zu oft blockieren Eltern einen
frühzeitigen Entscheid in der Hoffnung,
ihr Kind würde bis zum Juni noch den
berühmten «Knopf auftun», respektive das
Verhalten des Kindes würde sich in Kürze
noch gewaltig bessern. Eine kleine
Arbeitsgruppe wird zusammen mit dem
Heilpädagogischen Dienst ein
Eintrittsverfahren erarbeiten mit dem
Vorbehalt, dass Überraschungen immer
noch möglich sind.

Marktzulage auch für Sozialpädagogen
Die Situation in den Sonderschul-
heimen bei Fachpersonen im sozi-
alpädagogischen Bereich ist nicht
ganz so prekär einzustufen wie in
den Spitälern. Doch der grosse
Mangel an ausgebildeten Sozial-
pädagogen und Sozialpädagogin-
nen führt auch in den Sonderschul-
heimen zu kritischen Situationen in
Bezug auf die Qualität der Arbeit.
Mit der Ausrichtung der Marktzula-
ge für Sozialpädagogen, da sind die
Leiterinnen und Leiter der Sonderschulen
überzeugt, ist ein wichtiger Schritt ge-
macht worden, mehr Fachpersonen für
den schwierigen aber sehr schönen Beruf
eines Sozialpädagogen zu gewinnen. Die
unregelmässigen Arbeitszeiten mit Wo-
chenenddienst, Abendarbeit, Zimmer-
stunden und anderes mehr drücken auf
«natürliche Weise» auf die Attraktivität
des Berufes.

Zusammenarbeit mit Kanton 
Die Zusammenarbeit mit dem Kanton ist
sehr wichtig. Um diesen Kontakt zu pfle-
gen, wird Giosch Gartmann, Chef des
Amtes für besondere Schulbereiche, zu
einzelnen Konferenzen dazu gebeten. Es
hat sich gezeigt, dass in verschiedenen
Sachproblemen im direkten Austausch mit
dem Verantwortlichen des Kantons gute
Lösungen erarbeitet werden konnten. n

Fachkonferenz
Kinder und Jugendliche

Hubert Kempter

Mitglieder der Fachkonferenz
Kinder und Jugendliche 
Bündner Stiftung für Vorschulung und
Therapie cerebral gelähmter Kinder Chur
· Schulheim Chur, Therapiehaus Fürsten-
wald Chur · Giuvaulta Rothenbrunnen,
Kinderheim Gott hilft Scharans · Scalot-
tas Scharans · Kinderheim Gott hilft
Zizers · Casa Depuoz Trun · Kinderheim
Gott hilft Trimmis · Bergschule Avrona
Tarasp · Therapeion, Zizers.
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� Von Heidi Mathis und Ursula Berni

Aus eins mach zwei. In den neuen Struk-
turen des Verbandes ist das Pflegekader
in zwei Konferenzen vertreten, Pflegeka-
der Heime und Pflegekader Spitäler. Die
beiden Fachbereiche haben viele gleiche
Interessen und Probleme. Daher arbeiten
wir bereichsübergreifend und eng zusam-
men. Aus diesem Grunde verfassen wir
den Jahresbericht gemeinsam.

Die Ausbildungssituation im Pflegebereich gleicht
einer Grossbaustelle
Die Ausbildung im Pflegebereich gleicht
einer Grossbaustelle. Sie befindet sich im
Umbruch und wird völlig neu aufgebaut.
Aus diesem Anlass haben wir auf schwei-
zerischer Ebene an der Vernehmlassung
zur Bildungssystematik und auf kantonaler
Ebene zum Gesetz über Ausbildungsstät-
ten im Gesundheits- und Sozialwesen teil
genommen.

Ob der Weg über eine Berufslehre nach
BBT-Vorbild und danach der Abschluss auf
Tertiärstufe als diplomierte Krankenschwe-
ster richtig ist, wird die Zukunft zeigen.
Dass nicht nur national und international
fusioniert wird, zeigt sich an der Zusam-

menlegung der Schulen für die Gesund-
heitsberufe im Kanton. Die Devise muss
lauten, Synergien nutzen und Spezialitä-
ten bewahren.

Erfüllt das Projekt «Progress» unsere Hoffnungen?
Auf Grund der prekären Personalsituation
wurde das Projekt «Progress» mit sieben
Teilprojekten initiiert. In den Projektgrup-
pen sind Teilnehmer und Teilnehmerinnen
aus allen Bereichen des Gesundheitswe-
sens vertreten, um nach Lösungen zu su-
chen. Probleme analysieren und Lösungen
auf Papier bringen ist Eines, das Andere
ist deren Umsetzung.

Es bleibt zu hoffen, dass klare
Lösungsvorschläge zu Resultaten führen,
die den erhofften Erfolg in der Praxis brin-
gen. Zwar wurde eine dringliche Mass-
nahme im Sommer 2001 mit der Ausrich-
tung einer Marktzulage für Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen in der Pflege und
Betreuung ergriffen, aber die Ausrichtung
ist befristet bis im Sommer 2002. Bis
dahin muss die Lohnsituation überprüft
und den anderen Ostschweizerkantonen
angepasst werden.

Der Lohn ist nur ein Baustein in der kom-
plexen Situation, in der sich die Institutio-
nen bei der Personalrekrutierung befin-
den. Marktfähigkeit als Arbeitgeber und
als Arbeitsregion sowie positive Anreize
für junge Krankenschwestern sind weitere
Themen, die uns auch künftig beschäfti-
gen werden.

Wie kommt die Pflege mit der neuen
Heimfinanzierung zurecht?
In den Heimen wird das neue Finanzie-
rungsmodell grosse Umstellungen bringen.
Die Auswirkungen auf die Arbeit in der
Pflege sind noch unklar. Die verantwortli-
chen Pflegedienstleitungen werden im
neuen Jahr von ihren ersten Erfahrungen
berichten können.�

Pflegekaderkonferenz Heime und
Pflegekaderkonferenz Spitäler

Ursula Berni (links) und Heidi Mathis ist das Lachen trotz allem noch nicht vergangen.
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Pflegephänomene brauchen eine
einheitliche Sprache
Der Pflege fehlt die einheitliche Sprache,
die ihr ermöglicht, Pflegephänomene und
Interaktionen klar zu definieren. Zu die-
sem Thema stellte uns Frau Susanna Bürki
Sabbioni das Projekt Nursing Data vor.
Das Projekt sieht ein Instrument vor, das
der Pflege ermöglicht, relevante Daten zu
erfassen und in neue Finanzierungsmo-
delle einfliessen zu lassen.

Im kommenden Jahr werden uns insbeson-
dere die Personalsituation und die Bil-
dungsrevision stark beschäftigen. Aus die-
sem Grunde werden die Fachbereiche
Pflegekader Heime und Pflegekader
Spitäler wieder eng zusammen arbeiten.

Wir danken den Kolleginnen und
Kollegen für ihre aktive Mitarbeit in den
diversen Arbeitsgruppen, danken dem
Vorstand H+S und der Geschäftsleitung
für ihre Unterstützung. n Kurs Praktikumsverantwortliche in der Psychiatrischen Klinik Waldhaus in Chur
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� Von Bruno Ritter, Präsident Heimleiter/innen-
konferenz

Das Jahr 2001 stand für uns unter einem
«Neuanfang». Nach dem Zusammen-
schluss der beiden Verbände «Spitäler
und Heime» und der «Sektion Grau-
bünden» des Heimverbandes galt es, uns
in der Neukonstellation zu bewähren.
Dabei mussten die Vorstellungen, Aus-
richtungen und Kulturen der beiden alten
Verbände in die neue Vision und Zielset-
zung integriert werden.

Ich glaube, das ist uns recht gut gelun-
gen. Für die Unterstützung und tatkräftige
Mitarbeit in den verschiedensten Berei-
chen danke ich. Es hat sich bereits ge-
zeigt, dass wir uns als zentraler An-
sprechpartner bereits eine sehr starke
Position erarbeiten konnten. Dies er-
scheint mir sehr wichtig, da künftig noch
einige Aufgaben zu lösen sind.

Die wichtigsten Themen, die im Jahre
2001 behandelt wurden:

n Verbandsstruktur intern
n Vorbereitung/Umsetzung Revision

KVG
n Tarifverhandlungen mit KBK (neu santé-

suisse)
n Ombudsstelle
n Verhandlungen mit Justiz-, Polizei- und

Sanitätsdepartement (JPSD) bezüglich
Höchsttaxen

n Qualitätsgrundlagen/-ausrichtung und
Akzeptanz verschiedener Systeme

n Grundlagen/Standpunkte zur
Sterbehilfe

n Projekt «Progress»
n Diverse Vernehmlassungen, z.B.

Kostenrechnung in den Heimen
Ausbildungsreform im
Gesundheitswesen�

Heimleiter/innenkonferenz
Bereich Alters- und Pflegheime

Dr. Rudolf Leuthold vom Gesundheitsamt referiert vor der Heimleiter/innenkonferenz

Bruno Ritter
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Einige oben erwähnte Themen werden
uns sicher auch in diesem Jahr wiederum
beschäftigen.

Mein erstes Jahr als Präsident erlaubte
mir, das Spektrum unserer Tätigkeiten und
Aufgaben noch intensiver kennen zu ler-
nen. Vor allem das Spannungsfeld zwi-
schen wirtschaftlichen Interessen, politi-
schen Einflüssen, Qualitätszielen und so-
zialem Gedankengut bildet für uns eine
hohe Herausforderung. Gebeutelt von den
ständigen Aussagen, das «Gesundheits-
wesen sei zu teuer», dürfen wir uns in
unserem Bereich nicht beirren lassen. Ich
glaube wir sind heute teilweise sehr gut in
der Lage, unsere Kostenstrukturen aufzei-
gen zu können und kennen die relevanten
Grössenordnungen. Mit dem revidierten
Krankenpflegegesetz ist auch die gesetzli-
che Basis für die kostendeckende Tarif-
gestaltung gemacht worden. Eigentlich
könnten wir nun wieder zu unserem Ta-
gesgeschäft zurückkehren. Dies wäre mei-
ner Ansicht nach aber falsch. Gerade
Ende Jahr haben wir an der vom JPSD
organisierten Veranstaltung gesehen, dass
wir eigentlich bezüglich unserer Finan-
zierung erst am Anfang stehen. Sicher ist
es so, dass wir nun kostendeckende Tarife
erheben können respektive müssen. Wer

aber die Kosten bezahlen sollte, ist nach
KVG (Krankenpflegegesetz) geregelt und
das wären eigentlich die Krankenkassen.
Tun sie das auch? Ich glaube nicht. In die-
sem Bereich müssen künftig noch Anstren-
gungen gemacht werden. Die Lösung
kann verschiedene Ausgestaltungen
annehmen. Es sollte aber eine tragbare
Lösung für alle Beteiligten sein.
Das vergangene Jahr zeigte auch auf,
dass wir zwar Betriebe mit sozialem Hin-
tergrund sind, die betriebliche Führung
aber je länger desto mehr den unterneh-
merischen Gegebenheiten folgen muss.
Nur so kann es uns gelingen, langfristig
unseren Leistungsauftrag zu erfüllen. 

Damit werden wir auch vermehrt in der
Öffentlichkeit als «Unternehmen» wahrge-
nommen und denken wir daran, wir sind
ein nicht zu unterschätzender
Wirtschaftsfaktor.

Für das Vertrauen und die Unterstützung
im vergangenen Jahr danke ich allen.
Ebenso gebührend danken möchte ich
unserem Geschäftsführer Reto Nick. Mit
ihm und seinem Sekretariat haben wir
auch schweizweit eine der führenden
Geschäftsstellen. n
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Integrationsarbeiten Fusion H+S mit HV 
Im Zusammenhang mit der Fusion zwi-
schen dem Heimverband Schweiz, Sek-
tion Graubünden und dem Verband Spi-
täler und Heime Graubünden sind die
verschiedensten Integrationsarbeiten an-
gefallen. Angefangen bei der Gestaltung
des Briefpapiers über die Bereinigung der
Adressbestände über Anpassungsarbeiten
im Rechnungswesen bis hin zu neuen Tür-
schildern und der Befriedigung des gestei-
gerten Informationsbedarfs der Mitglieder.
Eine Beurteilung nach einem Jahr zeigt,
dass die beiden Kulturen der Verbände
sehr gut miteinander verschmolzen wer-
den konnten.

INSOS Soziale Institutionen für Menschen mit
Behinderung Schweiz
Mit der Fusion wurde die Frage aktuell,
ob die Integration der Kantonalgruppe
der INSOS in die entsprechende Konfe-
renz des neuen Verbandes «Heime und
Spitäler Graubünden» möglich wäre. Die
Geschäftsstelle hat entsprechende Vorge-
spräche sowie bei der INSOS Schweiz
ein entsprechendes Gesuch gestellt.

Tarif- und Taxverhandlungen
Die Vertragsverhandlungen mit den Kran-
kenversicherern werden nach wie vor
sehr hart geführt – allerdings immer mehr
lösungsorientiert und in einem konstrukti-
ven Klima. So kam es im Bereich Alters-
und Pflegeheime sowie beim Rettungs-
und Transportwesen zu Vertragsabschlüs-
sen. Hingegen kam es bei den Verhand-
lungen betreffend Allgemeine Abteilung
der Spitäler zu keinem Abschluss, so dass
die Tarife durch die Regierung festgelegt
werden mussten. Im Bereich der parame-
dizinischen Tarife (Physio-, Logo- und Er-
gotherapie) sind die Verhandlungen im
Gange.

Das Sekretariat bereitet die Verhandlun-
gen im Detail vor, nimmt an den Verhand-

lungen teil und zeichnet für die Umset-
zung und für Nacharbeiten wie beispiels-
weise das Protokoll verantwortlich.

Beschwerdeverfahren
In zwei Fällen wurden nachdem die Re-
gierung des Kantons Graubünden die Ta-
rife hoheitlich festgelegt hat, von santé-
suisse Beschwerde beim Bundesrat einge-
reicht, so bei der allgemeinen Abteilung
Spitäler Graubünden 2001 und bei den
ambulanten Taxen 2001. H+S hat den
Verbandsjuristen eingeschaltet. Die Ge-
schäftsstelle nimmt die Koordination und
die Information wahr.

Evaluation Patientenbefragungs-Systeme
Im Auftrag der Spitaldirektorenkonferenz
führte eine Arbeitsgruppe eine Evaluation
von Patientenbefragungs-Systemen durch.
Das Sekretariat begleitet die
Arbeitsgruppe administrativ.

RACLA (Revision der Anstellungsbedingungen der
Chefärzte und der Leitenden Ärzte der beitragsbe-
rechtigten Spitäler im Kanton Graubünden)
Im September 2000 setzte das Justiz-, Po-
lizei- und Sanitätsdepartement eine Ar-
beitsgruppe RACLA (Revision der Anstel-
lungsbedingungen der Chefärzte und der
Leitenden Ärzte der beitragsberechtigten
Spitäler im Kanton Graubünden) mit dem
Ziel ein, die Verordnung über die Anstel-
lungsbedingungen der Chefärzte und Lei-
tenden Ärzte den veränderten Verhält-
nissen anzupassen. 

Organisation und Begleitung Kurs
Praktikumsverantwortliche
Die Geschäftsstelle führte die gesamte Ad-
ministration durch und begleitete den mit
24 Teilnehmerinnen und Teilnehmern
durchgeführten Kurs für
Praktikumsverantwortliche.

Internet-Auftritt www.hs-gr.ch
Nach der Fusion der beiden Verbände
konnte der Internet-Auftritt realisiert wer-�

Tätigkeiten und Projekte
der Geschäftsstelle 2001



S e i t e 2 5

H
E

IM
E

+
SP

IT
Ä

LE
R

G
R

A
U

B
Ü

N
D

E
N

den. Die Gestaltung wurde extern verge-
ben. Die Geschäftsstelle erstellte das
Grobkonzept, erstellte ein Briefing, sam-
melte alle Daten und nahm nach Fertig-
stellung der Homepage kleinere Korrek-
turen vor. Für die Zukunft geht es darum,
die Homepage zu warten, das heisst Mu-
tationen durchzuführen und die neusten
Informationen zu publizieren.
Die Homepage enthält neben wertvollen
Hinweisen über die Mitglieder, Aktuali-
täten auch nützliche Links im Gesundheits-
wesen – und daneben eine ganze Menge
mehr. Schauen Sie doch einmal hinein:
www.hs-gr.ch.

Vernehmlassungen
Der Verband H+S nahm zu folgenden
Geschäften Stellung:

n Hoheitliche Festsetzung der Tarife
2001 für stationäre Behandlungen in
Bündner Spitälern – Stellungnahme der
Preisüberwachung

n Verordnung über die Kostenermittlung
und die Leistungserfassung durch Spi-
täler und Pflegeheime in der Kranken-
versicherung (VKL)

n Mustervertrag Pflegeheime des KSK
n Finanzierung Pflegeheimkosten
n Gesetz über Ausbildungsstätten im

Gesundheits- und Sozialwesen
n Bundesratsentscheid Spitallisten
n Fähigkeitszeugnis und Berufsdiplom

Pflege
n Rahmenvertrag für die Anstellung von

Assistenz- und Oberärzten/innen an
den öffentlichen Spitälern im Kanton
Graubünden

n Verordnung über die Kostenermittlung
und die Leistungserfassung der Spitä-
ler und Pflegeheime in der Krankenver-
sicherung (VKL)

n Ausführungsbestimmungen Fachhoch-
schulprofil Gesundheit

H+S wurde von folgenden Stellen zur
Vernehmlassung eingeladen: AKO
Ausbildungskoordination Berufe im
Gesundheitswesen GR, Erziehungs-,
Kultur- und Umweltschutzdepartement
Graubünden, H+ Die Spitäler der
Schweiz, Heimverband Schweiz, Justiz-,
Polizei- und Sanitätsdepartement
Graubünden, K3 Konferenz Kantonale
Krankenhausverbände.

Die Erarbeitung der Stellungnahmen
erfolgte in Zusammenarbeit mit den
Konferenzen. 

Anstellungsbedingungen Pflegepersonal –
Projekt «Progress»
Der Verband H+S hat am 18. Dezember
2000 das Justiz-, Polizei- und Sanitätsde-
partement sowie das Finanz- und Militär-
departement um Unterstützung und Mitar-
beit in einer Arbeitsgruppe zur Verbesse-
rung der Anstellungsbedingungen gebeten. 

Eine 12-köpfige Arbeitsgruppe bestehend
aus Vertreterinnen und Vertretern der er-
wähnten Departemente, der Berufsverbän-
de, des Spitex-Verbandes Graubünden
sowie des Verbandes Heime und Spitäler
hat anfangs Februar 2001 die Arbeiten
aufgenommen und unter grossem Zeit-
druck und mit grosser Intensität im April
2001 einen Bericht an die Regierung des
Kantons Graubünden verfasst. 

Im Bericht wurde vorgeschlagen, das Pro-
blem mittels sieben Teilprojekten anzugehen:
1. Als Sofortmassnahme die Ausrichtung

einer Marktzulage
2. Überprüfung des Besoldungssystems
3. Aus-, Fort- und Weiterbildung
4. Rekrutierung
5. Schaffung von

Kinderbetreuungsangeboten
6. Spital- und heiminterne Massnahmen
7. Imagepflege.�
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Die Regierung hat den Bericht positiv auf-
genommen und die Marktzulage in zwei
Tranchen gesprochen aber auch die Schü-
lerlöhne sowie die Stationsgelder, welche
die Spitäler und Heime für die Praktika
den Krankenpflegeschulen bezahlen, um
10 Prozent erhöht.

In den Regierungsbeschlüssen ist auch
festgehalten, dass die Marktzulage auf
Mitte 2002 erneut überprüft wird. Ende
Juni fand eine Demonstration des Pflege-
personals in Chur statt.

Detailkonzept
Im Juli 2001 wurde die Arbeitsgruppe
unter dem Namen «Progress» neu zusam-
mengesetzt. 25 Personen in 6 Teilprojekt-
gruppen, koordiniert durch eine Steue-
rungsgruppe, erarbeiten Detailkonzepte
zu den oben erwähnten Bereichen. Nach
Abschluss der Arbeiten – voraussichtlich
im März/April 2002 – geht ein Bericht
an die Regierung mit Umsetzungsvor-
schlägen.

Im Oktober 2001 fand eine Demonstra-
tion des Pflegepersonals vor dem Gross-
ratsgebäude statt.

Phasenweises Vorgehen
Das Gesamtprojekt zur Verbesserung der
Anstellungsbedingungen sowie zur Erhal-
tung und Verbesserung der Attraktivität
der Arbeitsplätze in den Spitälern und
Heimen in Graubünden läuft in drei
Phasen ab:

Phase 1: Februar 2001 bis Juni 2001
Situationsanalyse, Grobkonzept
und Einleitung von
Sofortmassnahmen.

Phase 2: Juli 2001 bis März 2002
Detailkonzept und
Massnahmenplanung. 

Phase 3: Ab Mai 2002: Umsetzung.

Die Haltung des Verbandes Heime und Spitäler
n Die Arbeitgeber danken allen, die

dazu beigetragen haben, dass die
Marktzulage ausgerichtet werden
konnte. Insgesamt wurden 6,5 Millio-
nen Franken bereit gestellt.

n Der Verband H+S ist sich der Stress-
situation des Personals in den Spitä-
lern bewusst. Deswegen setzt er sich
federführend in verschiedensten Ar-
beitsgruppen für nachhaltige, langfristi-
ge Verbesserungen ein. Insgesamt stellt
der Verband 14 Personen zur Verfü-
gung. 

n Die Situation im Pflegebereich ist nicht
nur in Graubünden prekär, sondern in
der gesamten Schweiz. 

n Die Schweiz muss ungefähr 25 Pro-
zent des jährlich benötigten ausgebil-
deten Personals aus dem Ausland re-
krutieren. Solch eine Situation kann
nicht «von heute auf morgen» geän-
dert werden. 

n Das zur Zeit bestehende negative Ima-
ge des Pflegeberufes muss verbessert
werden. Voraussetzung dafür ist, dass
die Negativwerbung einer positiven
und zukunftsorientierten Argumentation
weicht. Die Situation ist nämlich von
allen Beteiligten sowie von der breiten
Bevölkerung wahrgenommen und er-
kannt worden.

n Der Verband H+S hält fest, dass
Graubünden über ein gut funktionie-
rendes und qualitativ hochstehendes
Angebot verfügt. Dies auch dank dem
Pflegepersonal, dank den Ärzten und
dank dem übrigen Personal in Spitä-
lern und Heimen.

n H+S hat sich zum Ziel gesetzt, die In-
teressen positiv zu bündeln.

Tarifkommission
Die Geschäftsstelle bereitet die Sitzungen
der Tarifkommission und der «ARGE KBK/
H+S» vor, nimmt an den Sitzungen teil,
führt das Protokoll, setzt sodann die Be-
schlüsse um, nimmt die notwendigen
Nacharbeiten vor und sorgt für den
Informationsfluss. 

Bei der «ARGE KBK/H+S» handelt es
sich um eine aus Krankenversicherern und
Leistungserbringern zusammengesetzte
Gruppe, welche an der «Front» arbeiten
und so Probleme und Friktionen des Ta-
gesgeschäftes bei der Einführung und
Umsetzung von neuen Verträgen aber ins-
besondere auch von allgemeinen Neue-�
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von der Arbeitsgruppe analysiert und
wenn immer möglich einer Lösung zuge-
führt. Die Institution ARGE hat sich aus
Sicht der Leistungserbringer in der Praxis
bewährt, denn sie fördert das Verständnis
zwischen Krankenversicherern und
Leistungserbringern und verhindert man-
che gesetzliche Auseinandersetzung.

Mitarbeit Fachkommission Fremdarbeiterfragen
des Departements des Innern und der
Volkswirtschaft
Der Geschäftsführer nimmt an den Sitzun-
gen der Fachkommission Fremdarbeiter-
fragen des Departements des Innern und
der Volkswirtschaft teil und vertritt die In-
teressen des Gesundheitswesens. Im Be-
richtsjahr bildete die schrittweise Einfüh-
rung des freien Personenverkehrs zwi-
schen der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft und der Europäischen Gemein-
schaft Hauptthema.

Mitarbeit Arbeitsgruppe Qualität des JPSD
Mit Departementsverfügung vom 15.
März 2000 hat das Justiz-, Polizei- und
Sanitätsdepartement Graubünden (JPSD)
eine Arbeitsgruppe Qualität eingesetzt,
welche zur Aufgabe hat, die Qualität, die
Qualitätssicherung und die Qualitätsförde-
rung der Pflegeheime und der Pflegeabtei-
lungen im Kanton Graubünden zu beurtei-
len.

Der Arbeitsgruppe gehören Vertreter/in-
nen des Gesundheitsamtes, der Kranken-
versicherer sowie der Leistungserbringer
an. 

Im Berichtsjahr hat die Arbeitsgruppe mit
Unterstützung eines externen Beraters Kri-
terien zur Qualitätssicherung erarbeitet
und sodann versucht, diese mit der Pfle-
geheimliste und der Betriebsbewilligung
abzustimmen. 

Infoblätter/Rundschreiben
Im Berichtsjahr wurden insgesamt 9 Info-
blätter verfasst und versandt. Sobald alle
Mitglieder über Email verfügen, werden
die Empfänger mittels Email über das

Vorhandensein eines neuen Infoblattes
aufmerksam gemacht, welches auf der
Homepage abrufbar ist. 

Mitarbeit K3 (Konferenz Kantonale
Krankenhausverbände)
K3 ist ein Zusammenschluss von kantona-
len Spital- und Heimverbänden auf eid-
genössischer Ebene. Bei K3 steht der Er-
fahrungsaustausch und die Interessenver-
tretung auf eidgenössischer Ebene im Vor-
dergrund. Der Zusammenschluss wurde
notwendig, nachdem H+ Die Spitäler der
Schweiz zur Zeit keine genügende Platt-
form für solche Anliegen bietet. Im Be-
richtsjahr standen neben dem permanen-
ten Erfahrungsaustausch in Bezug auf Ta-
xen, Tarife und Verträge folgende Arbei-
ten im Vordergrund: Lobbying Spitalfi-
nanzierung, Erarbeitung eines Kommuni-
kationskonzeptes, Benchmarking und eine
Umfrage betreffend Energie. Insgesamt
fanden im Berichtsjahr sechs Konferenzen
statt.

Medien
Die Geschäftsstelle verfasste im Berichts-
jahr diverse Medienmitteilungen zu rele-
vanten Themen, nahm in Interviews und in
Leserbriefen Stellung.

Stillhalteabkommen
Das Stillhalteabkommen bezüglich Abgel-
tung des Grundversichertenanteils von in-
nerkantonal überobligatorisch Versicher-
ten zwischen der Schweizerischen Sani-
tätsdirektorenkonferenz (SDK) und dem �

Konferenz der Kantonalen Krankenhausverbände (K3) in Bern
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Konkordat Schweizerischer Krankenversi-
cherer (heute santésuisse) ist per
31.12.2001 ausgelaufen.

Um ein administratives Chaos zu verhin-
dern, haben der Kantonalverband Bünd-
nerischer Krankenversicherer (heute santé-
suisse Geschäftsstelle Graubünden), der
Verband Heime und Spitäler Graubünden
mit Unterstützung des Gesundheitsamtes
Graubünden einen Vertrag ausgearbeitet,
welcher nicht umgesetzt werden konnte,
da auf schweizerischer Ebene keine oder
eine anderslautende Einigung erzielt wur-
de. Die umfangreichen Arbeiten beider
Verbände trugen für einmal keine Früchte.

TarMed
TarMed ist ein Projekt, das bei H+S auf
Sparflamme läuft. Allerdings wird die Ent-
wicklung minutiös verfolgt und die Mit-
glieder laufend orientiert. Nachdem im
Herbst 2001 klar wurde, dass TarMed
per 1.1.2003 mit grösster Wahrschein-
lichkeit eingeführt wird, hat die Spitaldi-
rektorenkonferenz einen Lenkungsaus-
schuss eingesetzt, welcher im Dezember
2001 erstmals tagte. Dabei liess er sich
von einer externen Beraterin mit einem
Transcodierungstool vertraut machen und
nahm die zeitliche und sachliche Projekt-
planung vor.

Ombudsstelle GR
H+S beteiligte sich an den Grundlagen-
arbeiten zur Schaffung einer Ombudsstel-
le. Dazu waren diverse Sitzungen, Ab-
sprachen und Koordinationsarbeiten not-
wendig, bis im März unter Federführung
der Arbeitsgemeinschaft für häusliche Be-
treuung und Pflege in Graubünden der
Trägerverein gegründet werden konnte.
Als Präsident wurde Aldo Pitsch, Heim-
leiter der Evangelischen Alterssiedlung
Masans gewählt. Die Ombudsstelle ist seit
1. November 2001 in Betrieb. 

Umsetzungsarbeiten Revision Verordnungen
Arbeitsgesetz
Nachdem bei zwei Verordnungen des Ar-
beitsgesetzes tiefgreifende Anpassungen
vorgenommen wurden, mussten die An-
stellungsrichtlinien des Verbandes Heime

und Spitäler Graubünden angepasst wer-
den. Auch wurde ein Informations- und
Schulungsaufwand notwendig. 
Für die Geschäftsstelle fielen folgende
Arbeiten an:
n Diverse Vorbereitungssitzungen mit

Ämtern
n Anstellungsrichtlinien überarbeiten und

übersetzen lassen
n Diverse Auskünfte
n Organisation und Durchführung Info-

veranstaltungen.

Die Anpassung der Anstellungsbedingun-
gen konnten nur mit Unterstützung des
Personal- und Organisationsamtes vollzo-
gen werden. Erstmals wurden die Anstel-
lungsrichtlinen auf italienisch übersetzt.

Kontakte mit Verbänden auf Schweizer Ebene
Der wertvolle Informations- und Meinungs-
austausch wird auf Schweizer Ebene mit
folgenden Partnern sichergestellt:
n H+ Die Spitäler der Schweiz
n Heimverband Schweiz
n INSOS (Antrag zu Integration in

Verband H+S)
n Forum für Altersarbeit
n K3
n Pro Senectute
n SIV, Behindertenverband
n Verband Kind und Spital.

Kontakte zu Verwaltung und Ämtern
Die Grossbaustelle Gesundheitswesen
erfordert zahlreiche Kontakte insbesonde-
re zur kantonalen Verwaltung und zu den
Ämtern. Obwohl die Rollen, die Aufga-
ben und die Ziele von Verwaltung und
Verband unterschiedlich sind, konnten die
Beziehungen konstruktiv, sachlich und
zielgerichtet gestaltet werden. 

Abgrenzung Sprechstundentätigkeit
Die Spitalärztekonferenz und die Spital-
direktorenkonferenz versuchten an diver-
sen Sitzungen eine allgemeingültige De-
finition für die Sprechstundentätigkeit von
Chef- und von Leitenden Ärzten zu
finden.�
Intervention beim Kanton 
Der Verband H+S intervenierte beim
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Graubünden in diversen Angelegenhei-
ten, erwähnenswert sind folgende:
n Betagtenbetreuerin: Anerkennung der

Ausbildung in Graubünden
n Budgetvorgaben/Revision: Die Budget-

vorgaben sollen von der Systematik
her über eine längere Periode konstant
bleiben und nicht laufend verändert
werden.

n Qualitätssicherung und Qualitätsför-
derung: In Graubünden sind mehrere
Qualitätsmanagement- und Qualitäts-
beurteilungssysteme zuzulassen, insbe-
sondere ISO.

n Sitzungen/Konferenzen/Verhandlun-
gen

Die Geschäftsstelle nimmt die Entschei-
dungsvorbereitung, die Sitzungsvorberei-
tung, die Sitzungsbetreuung, die Nach-
bearbeitung von Sitzungen und Konferen-
zen von diversen Gremien wahr, so bei-
spielsweise:
n beim Vorstand
n bei den diversen Konferenzen von

H+S
n bei Tarifverhandlungen
n bei Schlichtungsverhandlungen
n bei Schweizer Verbänden
n bei diversen Kommissionen. 

Neues Heimfinanzierungssystem
Das Bündner Stimmvolk hat mit grosser
Mehrheit einer Teilrevision des Kranken-
pflegegesetzes zugestimmt, welches unter
anderem ein neues Heimfinanzierungssy-
stem vorsieht. Diese Umstellung bedeutet
für die Bündner Heime einen Paradigma-
wechsel. Um eine möglichst reibungslose
Umstellung sicherzustellen, wurde zusam-
men mit dem Justiz-, Polizei- und Sanitäts-
departement eine Sonder-Heimleiter/in-
nenkonferenz durchgeführt.

Tagesgeschäft
Das Tagesgeschäft der Geschäftsstelle
umfasst folgende Arbeiten:

n Korrespondenz
n Auskünfte
n Adresswesen
n Buchhaltung
n Dokumentation
n Inkasso
n Terminkoordination
n Sitzungsorganisation
n Kontakte zu Dachverbänden
n Versandarbeiten
n Tabelle Taxen/Verträge nachtragen
n Betreuung Kurs

Praktikumsverantwortliche
n Diverse Abklärungen so zum Beispiel

im arbeitsrechtlichen Bereich oder be-
treffend SUISA usw.

Die Rolle des Verbandes H+S
Die aufgezeigte Aufgabenvielfalt zeigt
zweierlei: Einerseits steigen die Anforde-
rungen an den Verband und andererseits
braucht es einen starken Anwalt der Spi-
täler und Heime. 

H+S hat dabei eine Mehrfachrolle. Zum
einen muss er sein Know-how und sein
Netzwerk einsetzen um die Institutionen
durch den Instanzenweg zu begleiten –
was leider immer häufiger der Fall ist.
Dies um für die Betriebe faire Bedingun-
gen auszuhandeln. Zum anderen muss er
durch gezielte Fortbildungsmassnahmen
und durch Beratung die Mitglieder in die
Lage versetzen, die vielfältigen Tarifbe-
stimmungen bei der Rechnungsstellung
korrekt anzuwenden. n
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� Von Josef Müller, Präsident Tarifkommission

Die Zusammenarbeit mit der Tarifgruppe
des Kantonalverbandes Bündnerischer
Krankenkassen (KBK) wurde im
Berichtsjahr intensiviert. Eine
Auskunftsstelle für Tariffragen wurde
zugunsten unserer Kunden «Heime und
Spitäler» beim Vorstand beantragt.

Auskunftsstelle für Tariffragen
Um in den Heimen und Spitälern eine ein-
heitliche und nachhaltige
Leistungsverrechnung zu erreichen, ist es
unumgänglich, dass unseren Kunden eine
Fachperson für Tariffragen zur Verfügung
steht. Die Schaffung einer Auskunftsstelle
für Tariffragen wurde beim Vorstand
beantragt und nach eingehender Prüfung
bewilligt. Somit sind wir in der Lage,
unser Leistungsangebot gegenüber unse-
ren Kunden ab 2002 zu erweitern.

Zusammenarbeit mit dem KBK
Die ERFA-Gruppensitzungen, welche im
September 1998 zwischen den
Tarifkommissionen der beiden Verbände
erstmals tagten, konnten erfolgreich wei-
tergeführt werden; auch wenn sich einzel-
ne Verbandsmitglieder beider Verbände
nicht immer an die Vereinbarungen gehal-

ten haben. Es zeigt sich, dass es trotz
eines grossen zeitlichen Aufwandes effizi-
enter ist, ein klärendes Gespräch zu
führen als sich gegenseitig mit
Korrespondenz zu überhäufen. Für die
Entscheidungsträger konnten einige
Geschäfte vorbereitet werden.

Tarif-Letter für einheitliche Interpretationen
Den Leistungserbringern steht durch den
Tarif-Letter ein Instrument zur Verfügung,
das eine einheitliche Interpretation der
Tarife im KVG- oder im UVG-Bereich
zulässt. Auch im Berichtsjahr konnten offe-
ne Punkte durch uns geklärt und im Tarif-
Letter aufgenommen werden.

Hauptziel erreicht
Wir haben unseren Kunden Grundlagen
zur Verfügung gestellt, welche es ermögli-
chen, die erbrachten Leistungen nach kla-
ren und einheitlichen Kriterien zu fakturie-
ren. Leider konnte die Auskunftsstelle für
Tariffragen noch nicht operativ umgesetzt
werden, dies soll und muss jedoch im
2002 erfolgen. Trotz allem hat die
Tarifkommission ihr Hauptziel erreicht und
ich benutze deshalb die Gelegenheit,
allen Mitgliedern und der Geschäftsstelle
H+S für ihre Unterstützung herzlich zu
danken. n

Tarifkommission 2001

Josef Müller
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Jahresrechnung

Ertrag
Mitgliederbeiträge Fr. 201’528.00
Kurserträge Fr. 3268.00
PC/Bankzinsen Fr. 2351.31

Aufwand
Entschädigung Organe Fr. 15’560.00
Entschädigung Sekretariat Fr. 143’002.65
Spesen/Reisespesen Organe Fr. 5305.50
Büromaterial u. Drucksachen Fr. 12’603.90
Porti, Postcheck-, Bankspesen Fr. 4745.00
Büroaufwand Fr. 2585.85
Mitgliederbeiträge Fr. 1240.00
Rechtsaufwendungen Fr. 1613.00
Homepage Internet Fr. 3237.85
Projekte Fr. 11’640.00
Sonstige Aufwendungen Fr 1052.10
Vorschlag Fr. 4561.46

Total Ertrag und Aufwand Fr.207’147.31 Fr. 207’147.31

Bilanz per 31. Dezember 2001

Aktiven
Postcheck Fr. 107’697.86
GKB Fr. 2957.95
Debitoren Fr. 1563.80
Debitor Verrechnungssteuer Fr. 807.00

Passiven
Kreditoren Fr. 24’643.40
Verbandsvermögen Fr. 88’383.21

Total Fr.113’026.61 Fr 113’026.61

Jahresrechnung und Bilanz 2001
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Ertrag

Jahresrechnung 2001 Budget 2001 Budget 2002

Mitgliederbeiträge 201’528.00 200’000.00 231’500.00
Kurserträge 3268.00
Post- und Bankzinsen 2351.31 200.00 200.00

Total Ertrag 207’147.31 200’200.00 231’700.00

Aufwand

Entschädigung Organe 15’560.00 17’000.00 19’000.00
Entschädigung Sekretariat 143’002.65 120’000.00 160’000.00
Spesen/Reisespesen Organe 5305.50 8000.00 6000.00
Büromaterial und Drucksachen 12’603.90 18’000.00 9000.00
Porti, Postcheck-, Bankspesen 4745.00 6000.00 5000.00
Büroaufwand 2585.85 7000.00 5000.00
Mitgliederbeiträge 1240.00 1300.00 1500.00
Rechtsaufwendungen 1613.00 10’000.00 10’000.00
Hompage Internet 3237.85 1000.00
Projekte 11’640.00 5000.00 10’000.00
Sonstige Aufwendungen 1052.10 5000.00 5000.00

Total Aufwand 202’585.85 197’300.00 231’500.00

Gewinn 4561.46 2900.00 200.00

H+S Jahresrechnung 2001
im Vergleich 
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Vorstand
Präsident: Victor Peer, Ramosch
Vizepräsidentin:Ursina Valsecchi, Flerden
Mitglieder: Ursula Berni, Chur

Dr. Markus Furrer, Chur
Hubert Kempter,
Rothenbrunnen
Heidi Mathis, Schiers
Marco Oesch, Chur
Bruno Ritter, Thusis
Josua Thöny, Schiers

Stellvertreter/
-vertreterinnen: Livio Andri, Chur

Dr. Christian Bilat, Ilanz
Christian Clement, Chur
Erhard Danuser, Chur
Michael Härtel, Davos
Hans Herger, Ilanz
Claudio Morell, Samedan
Christophe Samabalé,
Scharans
Imelda Schneuwly, Ilanz

Fachkonferenzen

Präsidentenkonferenz
Vorsitzender: Victor Peer, Ramosch

Spitalärztekonferenz
Vorsitzender: Dr. Markus Furrer, Chur

Spitaldirektorenkonferenz
Vorsitzender: Josua Thöny, Schiers

Heimleiter/innenkonfererenz Betagte
Vorsitzender: Bruno Ritter, Thusis

Heimleiter/innenkonferenz Kinder/Jugend
Vorsitzender: Hubert Kempter,

Rothenbrunnen

Heimleiter/innenkonferenz Erwachsene
Vorsitzender: Marco Oesch, Chur

Pflegekaderkonferenz Spitäler
Vorsitzende: Heidi Mathis, Schiers

Pflegekaderkonferenz Heime
Vorsitzende: Ursula Berni, Chur

Rechnungsrevisoren
Elisabeth Helbling, Chur
Ignazia Lechmann, Trun

Stellvertretung: Guido Badilatti,
Poschiavo

Verhandlungsdelegation H+S/santésuisse –
Bereich Spitäler 
Vorsitz: Victor Peer
Mitglieder: Dr. Arnold Bachmann

(Vertreter Spitaldirektoren-
konferenz)
Dr. Markus Furrer
(Vertreter
Spitalärztekonferenz)
Josef Müller (Vertreter
kanontale Kliniken und
Spitäler)
Josua Thöny (Vertreter
Spitaldirektorenkonferenz)
Geschäftsführer

Verhandlungsdelegation H+S/santésuisse –
Bereich Heime
Vorsitz: Ursina Valsecchi 
Mitglieder: Bruno Ritter

Martin Rüegg
Josua Thöny
Geschäftsführer

Vertragskommission gem. Art. 12 Vertrag zwi-
schen H+S/KBK Halbprivat-/Privatabteilung
(Interpretationskommission)

Dr. Heinz Bereiter
Dr. Markus Furrer
Dr. Marcus Lütolf
Josef Müller
Geschäftsführer

Verhandlungsdelegation UVG/MTK
Vorsitz: Victor Peer
Mitglieder: Silvio Zuccolini

Geschäftsführer

Organe
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Tarifkommission
Vorsitz: Josef Müller
Mitglieder: Claudio Andry

Dr. Kurt Biedermann
Dr. Andrea Bleisch
Rico Camen
Maria Campa
Thomas Günter
Martha Müller
Geschäftsführer

Vertretungen in externen Kommissionen

Kantonale Fachkommission für Altersfragen
Vertreter H+S: Simon Sprecher sowie

Ruth Wolf ohne
Stimmrecht

Sanitätskommission
Vertreter H+S: Victor Peer

Kommission Gastronomieleistungen von sozialen
Institutionen für die Öffentlichkeit
Vertreterin H+S: Ruth Wolf

Kommission für Fremdarbeiterfragen
Vertreter H+S: Reto Nick

TCM (Traditionelle Chinensische Medizin)
Institut Chur
Vertreter H+S: Silvio Zuccolini

Prüfungsexperten Kaufmännische
Lehrabschlussprüfungen Krankenhauswesen
Hauptexperte: Silvio Zuccolini
Experten: Urs Binder

Ludivic Desax
Claudio Morell 
Josef Müller
Josua Thöny

Rettungskommission
Vertreter H+S: Claudio Andry

Aktivkonferenz Heime H+ Die Spitäler der Schweiz
Vertreter H+S: Livio Andri

Reto Nick

Delegierte Dachverband «Heimverband Schweiz»
Delegierte H+S:Felix Karrer

Hubert Kempter
Martin Rüegg

Aktivkonferenz Psychiatrie H+
Delegierter H+S:Beda Meyer

Lenkungsausschuss TarMed
Delegierte H+S:Markus Hehli

Franco Hübner
Josef Müller
Josua Thöny
Reto Nick

Arbeitsgruppe RACLA
Delegierte H+S:Reto Nick

Josua Thöny

Arbeitsgruppe Qualität des JPSD
Delegierte H+S:Reto Nick

Bruno Ritter

Projekt AKO
Delegierte H+S:Michael Härtel

Ruth Wolf
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7 0 0 0 C h u r
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E-Mail nicknpo@bluewin.ch
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Sektion des Heim-
verbandes Schweiz

Mitglied von H + Die
Spitäler der Schweiz


